
 

  

S 2 RA 3955/00-14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 17
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 RA 3955/00-14
Datum 25.03.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 RA 39/02
Datum 30.07.2003

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 25.
MÃ¤rz 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die 1948 geborene KlÃ¤gerin verfÃ¼gt Ã¼ber keine abgeschlossene
Berufsausbildung. Sie war nach ihren gegenÃ¼ber der Beklagten zum beruflichen
Werdegang gemachten Angaben von 1964 bis April 1967 als SchuhverkÃ¤uferin,
Fabrikarbeiterin und BÃ¼rogehilfin tÃ¤tig. Von November 1967 bis April 1972
arbeitete sie als Sachbearbeiterin bei einer Versicherung. Ausweislich des
Arbeitszeugnisses vom 27. September 1972 war sie in der Bestandsverwaltung
vorwiegend damit beschÃ¤ftigt, GrundblÃ¤tter zu ziehen und abzustellen sowie
VerÃ¤nderungen mittels Lochvorlagen an die elektronische Datenverarbeitung zu
melden. SpÃ¤ter wurde ihr die Einweisung der VertrÃ¤ge in das Lastschriftverfahren
sowie die Bearbeitung der maschinell erstellten Fehler- und Hinweislisten
Ã¼bertragen. AuÃ�erdem erledigte sie den damit verbunden formularmÃ¤Ã�igen
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Schriftverkehr und fÃ¼hrte die sich im Zusammenhang mit der
Lastschriftbearbeitung ergebenden TelefongesprÃ¤che mit Versicherungsnehmern.
Nach Beendigung dieser BeschÃ¤ftigung war die KlÃ¤gerin nicht mehr berufstÃ¤tig,
sondern widmete sich der Pflege ihres behinderten Kindes.

Im Juli 1999 meldete sich die KlÃ¤gerin beim Arbeitsamt fÃ¼r eine leichte
BÃ¼rotÃ¤tigkeit arbeitsuchend. Gleichfalls im Juli 1999 beantragte sie Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit/ErwerbsunfÃ¤higkeit und machte dazu unter Vorlage eines
Attestes ihres behandelnden OrthopÃ¤den Dr. R vom 20. Mai 1999 geltend, sie leide
an stÃ¤ndigen Beschwerden der Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule. Die Beklagte stellte
fest, dass die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die beantragte
Rentenart vorliegen, und veranlasste eine Untersuchung der KlÃ¤gerin durch die
FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. F. Diese gelangte in ihrem Gutachten vom 13.
September 1999 zu der EinschÃ¤tzung, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch leichte bis
mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten ohne Heben und Tragen von Lasten und
ohne Zwangshaltungen sowie einseitige KÃ¶rperhaltung unter Vermeidung
ungÃ¼nstiger klimatischer EinflÃ¼sse vollschichtig verrichten.

Mit Bescheid vom 27. September 1999 lehnte die Beklagte daraufhin den Antrag
mit der BegrÃ¼ndung ab, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch in ihrem bisherigen
Berufsbereich vollschichtig tÃ¤tig sein. AuÃ�erdem bestehe ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsfeldes.

Im Widerspruchsverfahren holte die Beklagte Befundberichte vom Facharzt fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. R, von den Urologen Dr. K und Dr. M sowie vom Arzt Dr. V ein.
Zudem wurde durch den Nervenarzt und Psychoanalytiker Dr. K im Auftrag der
Beklagten am 8. MÃ¤rz 2000 ein neurologisches Fachgutachten erstattet. Darin
heiÃ�t es, aus nervenÃ¤rztlicher Sicht fÃ¤nden sich keine entscheidenden
EinschrÃ¤nkungen der beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit.

Mit Widerspruchsbescheid vom 26. Juli 2000 wies die Widerspruchsstelle der
Beklagten den Widerspruch zurÃ¼ck.

Gegen diese Entscheidung hat die KlÃ¤gerin am 24. August 2000 Klage erhoben
und zu deren BegrÃ¼ndung geltend gemacht, sie leide schon ohne Belastung unter
stÃ¤ndigen Schmerzen im gesamten RÃ¼cken bzw. Bewegungsapparat und kÃ¶nne
aus diesem Grund keine Arbeiten von wirtschaftlichem Wert mehr verrichten.
DarÃ¼ber hinaus mÃ¼sse sie aufgrund einer urologischen Erkrankung hÃ¤ufig die
Toilette aufsuchen, wodurch ihr LeistungsvermÃ¶gen zusÃ¤tzlich erheblich
eingeschrÃ¤nkt werde. Nach den von der Beklagten eingeholten Gutachten kÃ¶nne
sie keine kÃ¶rperlich schweren oder auch einseitig belastenden Arbeiten mehr
ausÃ¼ben. Auch eine Ã¼berwiegend sitzende TÃ¤tigkeit als Sachbearbeiterin sei
ihr nicht mehr mÃ¶glich, denn lÃ¤ngeres Laufen und Sitzen falle ihr schwer. Zudem
mÃ¼sse in diesem Zusammenhang berÃ¼cksichtigt werden, dass ihre letzte
BerufstÃ¤tigkeit 30 Jahre zurÃ¼ckliege und sie deshalb Ã¼ber keinerlei
anwendungsbereite Erfahrungen und Kenntnisse verfÃ¼ge.

Das Sozialgericht hat Befundberichte eingeholt von den FachÃ¤rzten fÃ¼r
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OrthopÃ¤die Dr. Z und Dr. T vom 5. Januar 2001, dem Arzt Dr. V vom 10. Januar
2001, vom Arzt fÃ¼r Urologie Dr. M vom 29. Januar 2001 und vom Facharzt fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. R vom 22. MÃ¤rz 2001. Sodann hat das Sozialgericht den Chefarzt
der urologischen Abteilung der St. H K B Dr. K zum SachverstÃ¤ndigen ernannt. Im
urologischen Fachgutachten vom 1. August 2001 hat er die Diagnosen motorische
Dranginkontinenz mit Detrusorhyperreflexie, degenerative funktionelle
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden gestellt und zum LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤ger
ausgefÃ¼hrt, sie kÃ¶nne tÃ¤glich noch leichte Arbeiten in geschlossenen RÃ¤umen
unter Ausschluss von Hitze, KÃ¤lte, Staub, Feuchtigkeit oder Zugluft verrichten.
Wegen der WirbelsÃ¤ulenbeschwerden sei eine einseitige kÃ¶rperliche Belastung zu
vermeiden und ein regelmÃ¤Ã�iger Wechsel zwischen Gehen, Stehen und Sitzen
anzuraten. Die KlÃ¤gerin benÃ¶tige alle 60 bis 90 Minuten eine kurze Pause von ca.
5 Minuten, um eine Toilette aufzusuchen. Ansonsten bestÃ¼nden keine Bedenken
gegen einen festgelegten Arbeitsrhythmus, gegen Arbeiten auch unter Zeitdruck
und an laufenden Maschinen. Das Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 5 kg
mÃ¼sse vermieden werden. AuszuschlieÃ�en seien auch Arbeiten auf Leitern und
GerÃ¼sten. Die Belastbarkeit der Arme/HÃ¤nde und der Beine/FÃ¼Ã�e sei nicht
eingeschrÃ¤nkt. Die KlÃ¤gerin sei nicht in der AusÃ¼bung einfacher geistiger
Arbeiten entsprechend ihrer Ausbildung eingeschrÃ¤nkt. Der Weg zur Arbeitsstelle
mÃ¼sse auf 90 Minuten (Toilettenintervall) begrenzt werden. Ansonsten seien
hinsichtlich der WegefÃ¤higkeit keine Besonderheiten zu beachten. Das verbliebene
LeistungsvermÃ¶gen reiche noch fÃ¼r die volle Ã¼bliche Arbeitszeit von
mindestens 8 Stunden aus. Abweichend von der hausÃ¤rztlichen EinschÃ¤tzung
bestÃ¼nden auf urologischem Gebiet keine weitergehenden EinschrÃ¤nkungen,
zumal insoweit noch bislang nicht genutzte bzw. gewÃ¼nschte therapeutische
MÃ¶glichkeiten bestÃ¼nden.

Nachdem die KlÃ¤gerin eine fachÃ¤rztliche Stellungnahme von Dr. R vom 22.
Oktober 2001 zum Verfahren gereicht hat, wonach ihr nur noch eine tÃ¤gliche
Arbeitszeit von bis zu 4 Stunden mÃ¶glich sei, hat das Sozialgericht den Arzt fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. E zum SachverstÃ¤ndigen ernannt. In seinem orthopÃ¤dischen
Fachgutachten vom 11. Dezember 2001 hat er folgende Krankheiten und
Gebrechen genannt:

rezidivierende Cephalgien im Sinne einer MigrÃ¤ne,

ein HalswirbelsÃ¤ulensyndrom im Sinne von Hinterkopf-Nacken-Schulterschmerzen
und Brachialgien rechts auf dem Boden von im Computertomogramm
nachgewiesenen BandscheibenvorwÃ¶lbungen bei rÃ¶ntgenologisch deutlichen
degenerativen VerÃ¤nderungen,

ein Kapselreizzustand des linken Schultergelenkes ohne FunktionseinschrÃ¤nkung,

eine diskrete SehnenansatzentzÃ¼ndung im Bereich beider Ellenbogengelenke, als
Tennis-Golfellenbogen zu bezeichnen,

ein rezidivierendes LWS-Syndrom im Sinne von belastungsabhÃ¤ngigen
Lumboischialgien auf dem Boden einer im Computertomogramm nachgewiesenen
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deutlichen BandscheibenvorwÃ¶lbung bei beginnenden degenerativen
VerÃ¤nderungen,

Bewegungsknacken am rechten Kniegelenk ohne funktionelle Auswirkungen,

eine unkomplizierte FuÃ�fehlform im Sinne eines geringen Senk-SpreizfuÃ�es mit
beginnender Ballenbildung.

Zum LeistungsvermÃ¶gen hat er ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne ohne auf
Kosten ihrer Gesundheit zu arbeiten, tÃ¤glich regelmÃ¤Ã�ig kÃ¶rperlich leichte
Arbeiten in geschlossenen RÃ¤umen unter Vermeidung von klimatischen
EinflÃ¼ssen ausÃ¼ben. Es sei eine hÃ¤ufig wechselnde KÃ¶rperhaltung
erforderlich. Einseitige kÃ¶rperliche Belastung, Arbeiten unter Zeitdruck, Akkord-
und FlieÃ�bandarbeiten, Arbeiten in festgelegtem Arbeitsrhythmus sowie an
laufenden Maschinen seien nicht mehr zumutbar. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch Lasten
von bis zu 5 kg heben und tragen. Arbeiten mit Absturzgefahr (auf Leitern und
GerÃ¼sten) seien nicht mehr zumutbar. Die Fingergeschicklichkeit sowie die
MÃ¶glichkeit, die HÃ¤nde kraftvoll einzusetzen sei nicht beschrÃ¤nkt. Die
Belastbarkeit der oberen ExtremitÃ¤ten sei fÃ¼r den kraftvollen Dauereinsatz
eingeschrÃ¤nkt und Ã�berkopfarbeiten seien nur noch selten zumutbar. Auch die
Belastbarkeit der unteren ExtremitÃ¤ten sei herabgesetzt. Die festgestellten Leiden
beschrÃ¤nkten die KlÃ¤gerin nicht in der AusÃ¼bung geistiger TÃ¤tigkeiten
entsprechend ihrer Ausbildung. Die WegefÃ¤higkeit sei erhalten. Das verbliebende
LeistungsvermÃ¶gen reiche noch aus fÃ¼r die volle Ã¼bliche Arbeitszeit von 8
Stunden tÃ¤glich.

Mit Urteil vom 25. MÃ¤rz 2002 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung der Entscheidung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, die medizinischen
Voraussetzungen fÃ¼r die beantragte Rente lÃ¤gen nicht vor. Die KlÃ¤gerin sei
weder erwerbs- noch berufsunfÃ¤hig, da sie ihren bisherigen Beruf als
Versicherungsangestellte mit BÃ¼rotÃ¤tigkeit noch vollschichtig ausÃ¼ben
kÃ¶nne. Dies folge aus den sorgfÃ¤ltig und nachvollziehbar begrÃ¼ndeten
Gutachten von Dr. K und Dr. E.

Letzterer habe ausgefÃ¼hrt, dass eine sitzende TÃ¤tigkeit mit der MÃ¶glichkeit des
gelegentlichen Haltungswechsel aus arbeitsmedizinischer Sicht zumutbar bleibe.
Die festgestellten urologischen Beschwerden begrÃ¼ndeten keine weitergehenden
LeistungseinschrÃ¤nkungen. Zur BewÃ¤ltigung dieser Beschwerden im Arbeitsleben
reichten bereits die Ã¼blichen Pausenzeiten aus. Im Ã�brigen kÃ¶nne die KlÃ¤gerin
keinen Berufsschutz fÃ¼r sich in Anspruch nehmen, so dass sie sich zumutbar auf
den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisen lassen mÃ¼sse. Eine konkrete
VerweisungstÃ¤tigkeit mÃ¼sse nicht benannt werden.

Gegen das ihr am 25. Juni 2002 zugestellte Urteil wendet sich die KlÃ¤gerin mit der
am 23. Juli 2002 eingelegten Berufung. Zu deren BegrÃ¼ndung macht sie geltend,
dem Gerichtsgutachter Dr. E kÃ¶nne nicht gefolgt werden, soweit er im Gegensatz
zum behandelnden OrthopÃ¤den Dr. R ihre LeistungsfÃ¤higkeit trotz der
vielfÃ¤ltigen SchmerzzustÃ¤nde und deren Wechselwirkungen nur qualitativ aber
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nicht quantitativ eingeschrÃ¤nkt sehe. Dies gelte insbesondere in Bezug auf ihre
letzte TÃ¤tigkeit als ungelernte Versicherungsangestellte. Eine derartige TÃ¤tigkeit
werde heute fast ausschlieÃ�lich am Computer verrichtet, so dass es sich um eine
einseitig den KÃ¶rper belastende, bewegungsarme Arbeit handele. Auch die
gutachterliche Feststellung, sie kÃ¶nne noch Lasten von bis zu 5 kg heben und
tragen sei aus ihrer Sicht nicht richtig. Zudem seien die sich aus der
Harninkontinenz ergebenden Behinderungen nicht ausreichend festgestellt worden.
Diese schrÃ¤nkten ihre WegefÃ¤higkeit ein. SchlieÃ�lich fÃ¼hrten bereits mehrfach
aufgetretene Reizungen des Gesichtsnervs und Tinnituserkrankung zu einer
weiteren EinschrÃ¤nkung des Wohlbefindens und ihres LeistungsvermÃ¶gens. Dazu
hat die KlÃ¤gerin einen Arztbrief des Facharztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie
Dr. L vom 27. Mai 2002 Ã¼berreicht.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 25. MÃ¤rz 2002 und den Bescheid der
Beklagten vom 27. September 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 26. Juli 2000 aufzuheben sowie diese zu verurteilen, ihr seit 1. Juli 1999 Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie macht geltend, aus den von Dr. L genannten Diagnosen lasse sich eine
weitergehende LeistungseinschrÃ¤nkung nicht ableiten.

Die die KlÃ¤gerin betreffenden Rentenakten der Beklagten sowie die Prozessakten
des Sozialgerichts Berlin zum Az.: haben vorgelegen und sind Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, aber nicht
begrÃ¼ndet. Das angefochtene Urteil vom 25. MÃ¤rz 2002 ist nicht zu
beanstanden. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit oder BerufsunfÃ¤higkeit nach den Â§Â§ 43, 44 des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch -SGB VI- in der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden
Fassung. Ein Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung ergibt sich gleichfalls
nicht aus der seit dem 1. Januar 2001 geltenden Neufassung des Â§ 43 SGB VI oder
aus Â§ 240 SGB VI.

Das vor dem 1. Januar 2001 geltende Recht kann hier auch angewendet werden,
weil die KlÃ¤gerin den Rentenantrag bereits im Juli 1999 gestellt hat und Leistungen
seither begehrt (vgl. Â§Â§ 300 Abs. 2, 302 b Abs. 1 SGB VI).

Nach Â§ 44 Abs. 1 SGB VI a.F. haben Versicherte bis zur Vollendung des 65.
Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, wenn sie

                               5 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/300.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/302b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html


 

1. erwerbsunfÃ¤hig sind,

2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und

3. vor Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Die KlÃ¤gerin ist nicht erwerbsunfÃ¤hig. ErwerbsunfÃ¤hig sind nach Abs. 2 Satz 1
der genannten Vorschrift Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelte oder Arbeitseinkommen zu
erzielen, das ein Siebentel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e Ã¼bersteigt. Diese
gesetzlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin nicht; sie erfÃ¼llt nicht einmal
die weniger strengen Kriterien der BerufsunfÃ¤higkeit.

BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen eines kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Â§ 43 Abs. 2 SGB VI a.F.).

Zutreffend hat bereits das Sozialgericht erwÃ¤hnt, dass die KlÃ¤gerin keinen
Berufsschutz beanspruchen kann und daher sozial zumutbar auf alle TÃ¤tigkeiten
des sogenannten allgemeinen Arbeitsmarktes verwiesen werden kann.
Ausgangspunkt fÃ¼r die PrÃ¼fung der BerufsunfÃ¤higkeit ist nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts -BSG- der "bisherige Beruf", den der
Versicherte ausgeÃ¼bt hat. In der Regel ist dies die letzte versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit, von der auch bei nur kurzfristiger AusÃ¼bung
auszugehen ist, wenn sie zugleich die qualitativ hÃ¶chste im Berufsleben gewesen
ist.

Die KlÃ¤gerin hat keine Berufsausbildung. Sie war zuletzt etwa 4 Â½ Jahre bei einer
Versicherung tÃ¤tig und mit BÃ¼roarbeiten betraut. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass
sie wÃ¤hrend dieser TÃ¤tigkeit eine Ã¼ber die bloÃ�e Einweisung und Einarbeitung
hinausgehende echte betriebliche Ausbildung von mehr als 12 Monaten durchlaufen
hat, bestehen nicht. Nach dem vom Bundessozialgericht (vgl. BSG SozR 3-2600 Â§
43 Nr. 15 m.w.Nachw.) zur Konkretisierung des Verweisungsrahmens entwickelten
und auch vom Senat zu Grunde gelegten Mehrstufenschema ist die KlÃ¤gerin
mangels Ausbildung und qualifizierter beruflicher TÃ¤tigkeit allenfalls als
Angestellte mit einer Anlernzeit von 3 bis zu 12 Monaten anzusehen. Die Wertigkeit
des bisherigen Berufes bestimmt die soziale Zumutbarkeit von
VerweisungstÃ¤tigkeiten in der Weise, dass ein Versicherter im Vergleich zu seinem
bisherigen Beruf nur auf die nÃ¤chst niedrigere Stufe (hier: Angestellte ohne
Ausbildung bzw. mit einer Anlernzeit von weniger als 3 Monaten) verwiesen werden
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darf. Sind TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes sozial zumutbar, bedarf es
grundsÃ¤tzlich nicht der Bezeichnung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit.

Zumindest fÃ¼r derartige TÃ¤tigkeiten des sogenannten allgemeinen
Arbeitsmarktes verfÃ¼gt die KlÃ¤gerin nach dem Ergebnis der medizinischen
Ermittlungen noch Ã¼ber ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen, das ihr Arbeiten
unter betriebsÃ¼blichen Bedingungen ermÃ¶glicht, ohne auf Kosten der
Gesundheit tÃ¤tig zu sein. Hinsichtlich der Beurteilung der LeistungsfÃ¤higkeit
schlieÃ�t sich der Senat den im Gerichtsverfahren eingeholten
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. K und Dr. E an. Die Gutachter haben nach
Untersuchung und Befragung der KlÃ¤gerin die bei ihr vorhandenen Erkrankungen
ausfÃ¼hrlich benannt und Ã¼berzeugend dargelegt, zu welchen EinschrÃ¤nkungen
sie in Bezug auf eine berufliche TÃ¤tigkeit fÃ¼hren. Danach kann die KlÃ¤gerin
noch kÃ¶rperlich leichte Arbeiten mit den bereits im Tatbestand bezeichneten
weiteren qualitativen EinschrÃ¤nkungen vollschichtig verrichten. Die festgestellten
LeistungseinschrÃ¤nkungen sind nicht derart gewichtig, dass sie Zweifel an der
betrieblichen EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin rechtfertigen. Insbesondere liegt
weder eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen noch eine
schwere spezifische Leistungsbehinderung vor, so dass die Benennung einer die
konkreten LeistungseinbuÃ�en berÃ¼cksichtigenden VerweisungstÃ¤tigkeit nicht
erforderlich ist.

Die gegen die Gutachten vorgebrachten Einwendungen vermÃ¶gen nicht zu
Ã¼berzeugen. Es sind keine Anhaltspunkte dafÃ¼r ersichtlich, dass Dr. E als
erfahrener Gutachter nicht in der Lage gewesen sein kÃ¶nnte, die
Wechselwirkungen der bei der KlÃ¤gerin auf seinem Fachgebiet vorliegenden
Erkrankungen und Beschwerden zu beurteilen. Er legt Ã¼berzeugend dar, dass eine
zeitliche BeschrÃ¤nkung der Arbeit nicht zu erfolgen hat, weil keine
Wurzelreizsymptomatik nachgewiesen werden konnte und auch kein
auÃ�ergewÃ¶hnliches Schmerzsyndrom vorliegt. Die fachÃ¤rztliche Stellungnahme
des behandelnden OrthopÃ¤den Dr. R vom 22. Oktober 2001 vermag
demgegenÃ¼ber nicht zu Ã¼berzeugen, soweit darin der KlÃ¤gerin bescheinigt
wird, nur noch im Umfang von bis zu 4 Stunden tÃ¤glich arbeiten zu kÃ¶nnen. Es
erfolgt weder eine BegrÃ¼ndung fÃ¼r diese erhebliche quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung noch lÃ¤sst sich diese aus den von dem behandelnden
Arzt genannten FunktionseinschrÃ¤nkungen herleiten. Beispielsweise gibt er nur
endgradige FunktionseinschrÃ¤nkungen der HalswirbelsÃ¤ule und der
LendenwirbelsÃ¤ule an und beurteilt etwa hinsichtlich der FÃ¤higkeit, Lasten zu
heben, das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin sogar weniger eingeschrÃ¤nkt als
die Gerichtsgutachter. Da der behandelnde Arzt die KlÃ¤gerin sogar noch fÃ¼r
fÃ¤hig erachtet, Gewichte von bis zu 10 kg zu heben und tragen, sieht das Gericht
ihre Einlassung, sie kÃ¶nne entgegen den Feststellungen des Gerichtsgutachters
keine Lasten von bis zu 5 kg mehr heben und tragen, als widerlegt an.

Da die KlÃ¤gerin zumutbar auf TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes
verwiesen werden kann, ist es unerheblich, ob ihr LeistungsvermÃ¶gen noch fÃ¼r
die Arbeit einer Versicherungsangestellten ausreichend ist. Nach den Feststellungen
von Dr. E, an deren Richtigkeit der Senat keinen Anlass zu zweifeln hatte, kann die
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KlÃ¤gerin jedoch auch eine TÃ¤tigkeit im Sitzen verrichten, sofern die MÃ¶glichkeit
zu einem gelegentlichen Haltungswechsel gegeben ist. Dies ist bei einer
BÃ¼rotÃ¤tigkeit regelmÃ¤Ã�ig der Fall. Denn diese wird zwar Ã¼berwiegend, aber
nicht ausschlieÃ�lich in sitzender KÃ¶rperhaltung verrichtet.

Auf urologischem Fachgebiet sieht der Senat den Sachverhalt durch das Gutachten
von Dr. K, dem auch der Arztbrief des UniversitÃ¤tsklinikums Benjamin Franklin
vom 16. Dezember 1999 zur Beurteilung vorlag, als geklÃ¤rt an. Aufgrund der
Dranginkontinenz muss die KlÃ¤gerin zwar alle 60 bis 90 Minuten eine Toilette
aufsuchen, dies bedingt aber weder einen Verlust der WegefÃ¤higkeit noch eine
ungewÃ¶hnliche LeistungseinschrÃ¤nkung. Insbesondere in groÃ�stÃ¤dtischen
BallungsrÃ¤umen sind Fahrzeiten zum Arbeitsplatz von nicht mehr als einer Stunde
die Regel. Eine Vielzahl von ArbeitsplÃ¤tzen gewÃ¤hrleistet darÃ¼ber hinaus, dass
sich in zumutbarer Entfernung eine Toilette befindet. Die durch einen â�� auch
wiederholten â�� Toilettengang eintretenden sehr kurzzeitigen
Arbeitsunterbrechungen schrÃ¤nken die EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin zumindest
dann nicht entscheidend ein, wenn sie in AbstÃ¤nden von 60 bis 90 Minuten
anfallen. Die KlÃ¤gerin selber hat im Ã�brigen im Schriftsatz vom 11. Oktober 2001
erklÃ¤rt, aus ihrer Sicht lieÃ�e allein die urologische Erkrankung eine
regelmÃ¤Ã�ige Arbeit zu. DafÃ¼r, dass der aus dieser Erkrankung resultierende
Leidensdruck nicht sehr groÃ� ist, spricht im Ã�brigen die Tatsache, dass die
KlÃ¤gerin ihren behandelnden Urologen zum Zeitpunkt der Einholung des
Befundberichts im Januar 2001 bereits seit mehr als einem Jahr nicht mehr
aufgesucht hatte. Auch der Gerichtsgutachter sprach insoweit von noch
ungenutzten therapeutischen MÃ¶glichkeiten.

SchlieÃ�lich sah sich der Senat wegen der von Dr. L im Arztbrief vom 27. Mai 2002
genannten Diagnosen nicht zur DurchfÃ¼hrung weiterer medizinischer
Ermittlungen gedrÃ¤ngt. Die Arachnoidalzyste fÃ¼hrt ebenso wie die
Trigeminusreizung nicht zu bedeutsamen LeistungseinschrÃ¤nkungen, denn nach
den festgestellten Befunden konnte die KlÃ¤gerin sÃ¤mtliche
KoordinationsprÃ¼fungen ausreichend sicher durchfÃ¼hren und es fanden sich
keine SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen oder Zeichen fÃ¼r eine erhÃ¶hte cerebrale
Erregbarkeit. Die Reizung des Gesichtsnervs fÃ¼hrt zwar zu einer EinschrÃ¤nkung
des Wohlbefindens (so auch die KlÃ¤gerin in der BerufungsbegrÃ¼ndung) hat aber
keine nennenswerten Auswirkungen auf das LeistungsvermÃ¶gen. Dies entspricht
auch der EinschÃ¤tzung des Ã�rztlichen Dienstes der Beklagten. Zudem wurde von
Dr. L eine BehandlungsbedÃ¼rftigkeit der Erkrankung zum Zeitpunkt seiner
Untersuchung nicht festgestellt, so dass auch keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine
erhebliche EinschrÃ¤nkung des Wohlbefindens aufgrund dieser Beschwerden
vorliegen.

Der Einwand der KlÃ¤gerin, sie verfÃ¼ge aufgrund ihrer langen
NichterwerbstÃ¤tigkeit nicht Ã¼ber ausreichende fachliche Kenntnisse, um ins
Erwerbsleben (ihre letzte TÃ¤tigkeit) zurÃ¼ckzukehren, ist rechtlich unbedeutend.
Denn eine Erwerbsminderung ist nach den gesetzlichen Bestimmungen nur dann
fÃ¼r die beantragte Rente bedeutsam, wenn sie aufgrund einer Krankheit oder
Behinderung eintritt. Eine RentengewÃ¤hrung wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit kommt
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nicht in Betracht, wenn lediglich infolge mangelnder beruflicher Qualifikation eine
Arbeitsaufnahme nicht mÃ¶glich ist.

Es besteht auch kein Anspruch auf Rente wegen teilweiser oder voller
Erwerbsminderung seit dem 1. Januar 2001 nach Â§ 43 SGB VI oder Â§ 240 SGB VI
in der geltenden Fassung. Die KlÃ¤gerin ist nicht teilweise oder erst recht nicht voll
erwerbsgemindert und auch nicht berufsunfÃ¤hig, weil sie noch leichte Arbeiten
vollschichtig ausÃ¼ben kann.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz -SGG-.

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.
2 Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 25.02.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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